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und anderes betrifft, stets mit der Wirklichkeit überein­
stimmen.

Wesentliche Neuerung ist, daß an die Stelle der jetzigen 
Fahrerlaubnis der Führerschein der DDR mit Berechti­
gungsschein tritt. Er ist ebenso wie in der Mehrzahl der 
europäischen Länder gestaltet, so daß die Ausgabe inter­
nationaler Führerscheine überflüssig wird. Der Um­
tausch — ohne Prüfung oder erneuten Nachweis der Fahr­
tauglichkeit — wird schrittweise über einen längeren Zeit­
raum von den zuständigen Zulassungsstellen der Volks­
polizei vorgenommen. Die Fahrzeugklassen wurden' eben­
falls internationalen Regelungen angeglichen. Neu ist, daß 
für die Führung von Kleinkrafträdern eine Fahrerlaubnis 
erforderlich ist, die Fahrschulkenntnisse und eine entspre­
chende Ausbildung und Prüfung voraussetzt.

Ordnungsstrafen können insbesondere gegenüber dem­
jenigen ausgesprochen werden, der ein Kraftfahrzeug 
führt, ohne im Besitz einer .gültigen Fahrerlaubnis der 
betreffenden Fahrzeugklasse zu sein, oder der ein nicht 
zugelassenes zulassungspflichtiges Fahrzeug führt. Bei 
besonders groben Zuwiderhandlungen kann zusätzlich zu 
anderen Ordnungsstrafmaßnahmen oder selbständig der 
Entzug der Fahrerlaubnis bis zu drei Jahren ausgespro­
chen werden.

*

Weitere Rechtsvorschriften in diesem Quartal betreffen 
das Gebiet des Bildungswesens. Sie tragen dazu bei, die 
Vorzüge unserer lOklassigen allgemeinbildenden poly­
technischen Oberschule (POS) voll zu nutzen, indem ein 
direkter Übergang von Absolventen der POS in die erwei­
terte allgemeinbildende polytechnische Oberschule (EOS) 
erfolgt und die Termine für die Berufsentscheidung und 
Aufnahme in die Abiturstufe vereinheitlicht werden. 
Künftig treffen alle Schüler erst n a c h  der Versetzung 
in die Klasse 10 ihre Entscheidung für ihren weiteren 
Bildungsweg und ihre berufliche Entwicklung.

Mit dem Ziel der Vorbereitung auf ein Hochschulstu­
dium erfolgt auf der Grundlage der АО über die Auf­
nahme in die erweiterte allgemeinbildende polytechnische 
Oberschule und in Spezialklassen an Einrichtungen der 
Volksbildung sowie über die Bestätigung von Schülern für 
die Bewerbung um eine Lehrstelle in der Berufsausbildung 
mit Abitur — Aufnahmeordnung — vom 5. Dezember 1981 
(GBl. I 1982 Nr. 4 S. 93) die Auswahl von Schülern und 
ihre Aufnahme in die EOS hzw. ihre Bestätigung für eine 
Berufsausbildung mit Abitur auf der Grundlage des er­
folgreichen Abschlusses der Klasse 10 der POS. Die bis­
herigen Vorbereitungsklassen entfallen. Die Aufnahme 
bzw. Bestätigung erfolgt unter Berücksichtigung der 
grundlegenden Proportionen zwischen den Studieneinrich­
tungen, den volkswirtschaftlichen Erfordernissen sowie 
der sozialen Struktur der Bevölkerung. Durch die Direk­
toren der POS sind Schüler der Klasse 10 vorzuschlagen, 
die sich durch gute Leistungen im Unterricht, Leistungs­
bereitschaft, politisch-moralische Reife und gesellschaft­
liche Aktivität auszeichnen. Schüler können nach Verset­
zung in die Klasse 10 mit Zustimmung ihrer Eltern die 
Aufnahme beantragen. Die Entscheidung über die Vor­
schläge bzw. Anträge trifft eine Kommission unter Lei­
tung des Kreisschulrates unter dem Vorbehalt, daß die 
Eignung durch die Leistung und das Verhalten des Schü­
lers bis zum erfolgreichen Abschluß der Klasse 10 bestä­
tigt wird.

Eine weitere Möglichkeit der Vorbereitung auf ein 
Hochschulstudium wird durch die АО über die Durchfüh­
rung von Vorkursen für junge Facharbeiter zum Erwerb 
der Hochschulreife an Hochschulen der DDR vom 4. Januar 
1982 (GBl. I Nr. 4 S. 103) geregelt. Bewährte junge Fach­
arbeiter können an festgelegten Hochschulen in Vorkursen, 
in der Regel im einjährigen Direktstudium, die Hochschul­
reife erwerben, die sie berechtigt, ein Hochschulstudium 
in einer bestimmten Studienrichtung aufzunehmen. Vor­

aussetzungen sind u. a. der erfolgreiche Abschluß der 
Klasse 10 der POS, eine abgeschlossene Berufsausbildung, 
die der gewählten Fachrichtung entspricht, sowie die Be­
währung in der beruflichen und gesellschaftlichen Praxis. 
Die Betriebe sind auf der Grundlage staatlicher Vorgaben 
für die Gewinnung junger Facharbeiter zum Studium ver­
antwortlich. Die Teilnehmer am Vorkurs sind Studenten 
i. S. der Rechtsvorschriften; sie erhalten Stipendien auf 
der Grundlage der StipendienVO vom 11. Juni 1981 (GBl. I 
Nr. 17 S. 229).

Mit der АО über die Bewerbung um eine Lehrstelle — 
Bewerbungsordnung — vom 5. Januar 1982 (GBL I Nr. 4
S. 95) wird der Bewerbungszeitraum von bisher 6 auf 
14 Tage verlängert. Durch die Verkürzung der Bearbei­
tungszeit für Bewerbungen um eine Berufsausbildung mit 
Abitur von 21 auf 14 Tage können sich die Bewerber bei 
einer Ablehnung wie alle Schulabgänger um eine Lehr­
stelle für einen Facharbeiterberuf bewerben. Vorausset­
zung für die Bewerbung ist die Bewerbungskarte, die den 
Schülern von der Schule übergeben wird. Die Betriebe 
dürfen keine Bewerbungen ohne die Bewerbungskarte 
annehmen. Alle innerhalb des Bewerbungszeitraums bei 
den Betrieben eingehenden Bewerbungen müssen unab­
hängig von der Zahl vorhandener Lehrstellen entgegen­
genommen werden. Zuwiderhandlungen können ord­
nungsstrafrechtlich geahndet werden.

Der Entscheidung über die Bewerbung, die durch den 
Betrieb erfolgt, gehen Beratungen in einer Kommission 
voraus, die in jedem Betrieb zu bilden ist und in der die 
Gewerkschaftsleitung und die FDJ-Leitung vertreten sind. 
Bei der Entscheidung sind die Persönlichkeitseigenschaf­
ten, die Motive für die Berufswahl sowie schulische und 
gesellschaftliche Leistungen zu berücksichtigen; es dürfen 
keine Durchschnittszensuren zugrunde gelegt werden. Der 
Abschluß des Lehrvertrages erfolgt vier Wochen nach der 
Entscheidung. Die Abteilungen Berufsbildung und Berufs­
beratung unterstützen besonders diejenigen Schulabgän­
ger, deren Ausbildung am 15. Juni des Jahres ihrer Schul­
entlassung noch nicht geklärt ist.

Der weiteren Qualifizierung der Berufsausbildung 
dient die АО über die Lehrproduktion und Ausbildungs­
plätze für die Berufsausbildung der Lehrlinge vom 
10. Dezember 1981 (GBl. I 1982 Nr. 6 S. 137). Die Lehrpro­
duktion umfaßt Produktions- bzw. Arbeitsaufgaben für 
die Ausbildung der Lehrlinge in Lehrwerkstätten bzw. 
Lehrlingsobjekten and muß geeignet sein, die praktischen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten der Lehrlinge, ihre sozia­
listische Arbeitseinstellung sowie ihre Teilnahme am 
sozialistischen Berufswettbewerb zu fördern. Die Betriebe 
müssen einen Plan der Lehrproduktion als Bestandteil des 
Produktionsplanes ausarbeiten und in die Plandiskussion 
einbeziehen. Für Lehrlinge, deren berufspraktische Aus­
bildung unmittelbar im Produktionsprozeß erfolgt, sind in 
den Betriebsabteilungen lehrplangerechte Ausbildungs­
plätze bereitzustellen. Den verantwortlichen Arbeitskol­
lektiven sind konkrete Lehraufträge zu übergeben. Die 
Arbeitsleistungen der Lehrlinge sind materiell zu stimu­
lieren.

*

Auf der Grundlage des Kulturgutschutzgesetzes vom
3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191)9 wurde die 2. DB zum 
Kulturgutschutzgesetz — Anmeldung und Registrierung 
von geschütztem Kulturgut — vom 2. Dezember 1981 
(GBl. I 1982 Nr. 6 S. 144) erlassen.

Die Anmeldung von besonders wertvollem geschütztem 
Kulturgut, das nicht zum Volkseigentum gehört, erfolgt 
durch den Eigentümer, den Verfügungsberechtigten oder 
den Besitzer bei dem für den ständigen Standort dieses 
Kulturgutes zuständigen Rat des Kreises. Handelt es sich 
um geschütztes Kulturgut i. S. der 1. DB zum Kulturgut­
schutzgesetz vom 3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 21 S. 213), so wird 
es entsprechend den Kategorisierungsbestimmungen des 
Staatlichen Museumsfonds eingeordnet und registriert.


